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Fierantie mit Preßerzeugniſſen. 
Eine preß- und gewerberechtliche Studie zu 8 3, Alinen 5 P. G. 


Von Dr. Fritz Karminski. 
(Schluß.) 


Es iſt ſohin außer jeden Zweifel geſtellt, daß die Gewerbeordnung 
auch auf die im $ 3, Al. 5 P. G. gedachte preßgewerbliche Befugniß 
ſinngemäße Anwendung hat, zumal der etwa noch zu erhebende Einwurf, 
daß zur Beurtheilung aller dieſe Befugniß betreffenden und daraus her— 
vorgehenden Verhältniſſe das ſie ſtatuirende Special-(Preß-)Geſetz voll- 
kommen ausreiche und ſomit auf das allgemeine (Gewerbe-)Geſetz nicht 
zurückgegangen werden dürſe, ſich mit Rückſicht auf die im Vorſtehenden 
des Ausführlichen erörterten ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmungen völlig 
unhaltbar erweiſt und auch durch die Praxis widerlegt erſcheint. Hie⸗ 
durch wieder iſt nachgewieſen, daß die Licenz nach § 3, Al. 5 
P. G. einer Conceſſion im Sinne des 8 62, Al. 2 
G. O. vollſtändig gleich zu achten iſt. Damit erledigt ſich 
auch der an feiner Stelle angeführte gegneriſche Hinweis auf den bereits 
eitirten Miniſterialerlaß vom 10. September 1874, 3. 13.310. Das 
Fehlen einer ausdrücklichen Beziehung daſelbſt auf § 3, Al. 5 P. G. 
neben 8 16, 8. 1 G. O. beweiſt natürlich nichts, wenn (und da) die 
Conceſſion nach erſterer Beſtimmung in der letzteren inbegriffen iſt. 

Haben wir nun auch das nächſte Ziel unſerer Unterfuchung, 
bei welcher, um nicht oberflächlich zu erſcheinen, auch auf manches 
Bekannte und Feſtftehende eingegangen werden mußte, erreicht, jo 
können wir ſie bei der großen Zahl der ſich weiters hieran knüpfen— 
den Fragen nicht als erſchöpfend bezeichnen. Der vorgeſetzte Zweck dieſer 
Abhandlung läßt uns in eine eingehende Erörterung derſelben nicht ein⸗ 
gehen. Nur eine dieſer Fragen wollen wir wegen ihres unläugbaren 
actuellen Intereſſes nicht ganz unberührt laſſen, um ſo mehr, als deren 
Löſung — wenn ſie auch direct unſeren Gegenſtand nicht berührt — 
die Natur der Licenz nach $ 3, Al. 5 P. G. als einer preßgewerb⸗ 
lichen Conceſſion ſo eigentlich in das hellſte Licht zu ſtellen geeignet iſt. 
Dieſe Frage lautet: Iſt zur Ausübung der preßgewerblichen Befugniß 
nach § 3, Al. 5 P. G., als Bedingung zu deren Ertheilung, ein Be- 


fähigungs nachweis im Sinne des $ 23 G. O. (vom Jahre 
1883), beziehungsweiſe der Miniſterialverordnung vom 17. September 
1883, R. G. Bl. Nr. 151 erforderlich? Dieſe Frage iſt zu beja- 
hen. Nach der Gewerbeordnung vom 20. December 1859 konnte dies⸗ 
bezüglich ein Zweifel nicht aufkommen, da § 19 derſelben von dem in 
Al. 1 zum Betriebe eines Preßgewerbes aufgeſtellten Erforderniſſe des 
Nachweiſes einer „genügenden allgemeinen Bildung“ in Al. 2 zu Gun⸗ 
fter des ausſchließlich auf Schul- und Gebetbücher ꝛc. beſchränkten Han⸗ 
dels ausdrücklich abſieht. Nach der jüngſten diesfälligen Legislation iſt 
aber eine ſolche Ausnahme weder in dem den früheren § 19 correipon- 
direunden $ 21, noch in 8 23 G. O., welcher eben von dieſem Be— 
fähigungsnachweiſe handelt, ſtatuirt und ſomit war die Frage zu bejahen. 

Doch dies nur nebenbei. Wir kehren zu unſerem eigentlichen 
Gegenſtande zurück, der uns allerdings wieder zu einem Excurſe in eine 
wenn nicht längſt⸗, fo doch zumindeſt halbvergangene Geſetzgebung drängt. 
Es handelt fich, die privilegirte Stellung des Verkehres mit Druck— 
ſchriften der im $ 3, Al. 5 P. G. bezeichneten Art ein wenig zurück⸗ 
zuverfolgen. Dieſe Sonderſtellung iſt nämlich ſchon ziemlich alten Da— 
tums und iſt in die Geſetzgebung unſerer Zeit aus der „Ordnung für 
Buchhändler und Antiquare“ vom 18. März 1806 (Pol. Geſetzſamm⸗ 
lung, XXVI. Bd., Nr. 27) übergegangen, deren — übrigens auf 
ältere Vorſchriften und Privilegien baſirter — § 13 rückſichtlich der 
Schul-, Gebetbücher und Kalender eine bei der ſonſtigen diesfälligen 
Strenge dieſer „Ordnung“ um ſo bemerkenswerthere Ausnahms⸗ 
ſtellung normirt.“) Dieſe Beſtimmung iſt auch heute noch von mehr 
als archaiſtiſchem Intereſſe, indem noch zahlreiche dieſer ſog. 
„alten Buchbinder“ auf Grund derſelben das Recht behaupten, mit 
derlei Preßerzeugniſſen auch jetzt noch ohne eine Licenz nach § 3, Al. 5 
P. G. Handel treiben zu dürfen und auf Grund des § 15% derſelben 
„Ordnung“ ſogar die Berechtigung zum Beziehen von Märkten mit 
derlei Preßerzeugniſſen in Anſpruch nehmen. Hierin nun liegt das 
Intereſſe dieſer Beſtimmungen für den vorliegenden Fall; es würde 
eben erklärlicherweiſe hier nicht unintereſſant ſein, darauf zu reflectiren, 
wenn derartige auf dieſe alte Vorſchrift gegründete Befugniſſe zur 
Fierantie mit derlei Preßerzeugniſſen gegenwärtig noch in prakti— 
ſcher Geltung ſtehen würden. Letzteres dürfte ſich jedoch nicht ganz 


5) Dieſer $ 13 lautet: „Buchbinder und Trödler (Tandler) haben ſich 
des Handels mit Büchern gänzlich zu enthalten; jedoch wird Buchbindern die 
Erlaubniß, mit Normal-, Gymnaſial⸗, Schul-, Gebetbüchern und mit Kalendern zu 
handeln, auf's Neue beſtätiget; auch konnen ſie letztere felbſt auflegen.“ 

6) 8 15: „Ausländiſche Buchhändler, Bücherkrämer dürfen die inländiſchen 
Märkte mit Büchern nicht beziehen und überhaupt iſt niemand auf denſelben 
mit Büchern zu handeln befugt, der dieſe Befugniß nicht auf den 
Bücherhandel hat.“ Ich glaube auf die Analogie dieſer letzteren Beſtimmung 
mit der allerdings allgemeineren des $ 62, Alinea 2 G. O. beſonders hinweiſen 
zu ſollen, wobei bemerkt werden muß, daß jene zum Handel mit Schulbüchern ꝛc. 
berechtigten Buchbinder auf Grund dieſer ſpeciellen Berechtigung und ohne eine 
eigentliche Buchhändler⸗Conceſſion zu beſitzen, zum Beziehen der Märkte mit 
jenen Preßerzeugniſſen unzweifelhaft berechtigt waren. 


unbeſtreitbar erweiſen laſſen und wäre richtiger, zu verneinen, als zu 
bejahen. 

Zur Entſcheidung dieſer Frage, ob die auf Grund dieſer alten 
„Ordnung“ erworbenen preßgewerblichen Befugniſſe trotz der diesfälligen 
neuen Legislation für die urſprünglichen Erwerber auch gegenwärtig noch 
zu Recht beſtehen, iſt erforderlich, feſtzuſtellen, inwieferne die Art. III 
und VI des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung vom 20. De⸗ 
cember 1859 ſich ihrem Inhalte nach ausſchließen oder ſich vereinbaren 
laſſen. In Art. III werden alle älteren Vorſchriften über die Erlangung 
von Gewerbs⸗, Fabrils⸗ und Handelsberechtigungen ausdrücklich abrogirt 
und ſomit die Gewerbeordnung als „Codex des Gewerberechtes“ für 
alle dieſe Verhältniſſe als allein normgebend hingeſtellt.) Damit iſt 
Art. VI allerdings nicht disparat, wenn er die Rückwirkung dieſer Ge⸗ 
werbeordnung auf früher erworbene derartige perſönliche Gewerbs⸗ 
berechtigungen ausſchließt, woraus eben geſolgert wird, daß dieſe Berechti- 
gungen der „alten Buchbinder“ annoch als aufrecht beſtehend angeſehen 
werden könnten. Ich glaube, dies jedoch negiren zu ſollen. Wenn auch die 
Abrogation in Folge des Art. III durch die Beſtimmung des Art. VI des 
Kundmachungspatentes zum Theile paralyſirt erſcheint, ſo wird doch 
zugegeben werden müſſen, daß z. B. die Beſtimmung des § 13 der 
Buchhändlerordnung, wornach den Buchbindern das Recht eingeräumt 
iſt, gewiſſe Bücher ꝛc. zu verlegen, gegenwärtig entſchieden nicht mehr 
in Geltung ſein könne. Inſoweit die Gewerbeordnung dieſen Vorſchriften 
nicht derogirt hat, iſt dies durch das Preßgeſetz vom 17. December 
1862 geſchehen, welches gerade in dieſer Beziehung Beſtimmungen ent- 
hält, die ſchon ihrer Natur nach eine gewiſſe Rückwirkung ausüben. 
Uebrigens muß beſtritten werden, daß in dem vorliegenden Falle über- 
haupt derartige wohlerworbene Rechte vorliegen, auf welche Art. VI 
anzuwenden wäre. Man müßte denn behaupten wollen, dieſes „wohl— 
erworbene Recht“ beſtehe darin, daß gewiſſe Geſetze zu ſeinen Ungunſten 
nicht abgeändert werden dürften. Die preßgeſetzlichen Vorſchriften ſind 
aus allgemeinen öffentlichen Rückſichten erlaſſen und ergreift das Preß— 
geſetz daher unmittelbar jeden unter dasſelbe fallenden Act, ganz gleich— 
giltig, ob ſich dieſer als die Ausübung einer früheren Berechtigung dar- 
ſtellt oder nicht. Es iſt darum jener Beſtimmung der Buchhändlerordnung 
durch die neuere Preßgeſetzgebung entſchieden derogirt, ja man darf die 
Behauptung wagen, daß dieſe Derogation ſchon durch die Preßordnung 
vom 27. Mai 1852, alſo lange vor dem Inslebentreten der Gewerbe— 
ordnung vom Jahre 1859, ſtattgefunden hat, nachdem etwaige wohl— 
erworbene Privatrechte im Gegenſatze zu aus öffentlichen Rückſichten 
erfloſſenen, jene Rechte abolirenden oder nur ſonſt beeinträchtigenden 
neueren Geſetzen nicht aufrecht bleiben können.“) 


Es iſt daher gegenwärtig die Ausübung der Fierantie mit Preß⸗ 
erzeugniſſen der in $ 3, Al. 5 P. G. gedachten Art auf Grund älterer 
Vorſchriften nicht mehr thunlich. Auf Grund der geltenden 
diesfälligen Geſetze ſcheint die Ertheilung einer 
ſolchen Fierantie berechtigung überhaupt nicht 
zuläſſig zu fein. Man geräth ſonſt in mannigfache Widerſprüche. 

Wir glauben oben den Nachweis erbracht zu haben, daß die 
Fierantieberechtigung ihrem Weſen nach eine allgemeine ſei und 
nicht auf einen Theil des Geltungsgebietes der Gewerbeordnung 


?) Vergl. diesbezüglich „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868 Nr. 52, S. 206 
und 1869 Nr. 11, S. 43. — Intereſſant iſt auch, daß die ſchlefiſche Landes⸗ 
regierung unter dem 12. Jänner 1881, Z. 52, aus Anlaß diesfälliger Strafver⸗ 
handlungen an das ſtädt.⸗del. Bezirksgericht in Troppau die Wohlmeinung unter 
Hinweis auf Artikel VI des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung vom 
20. December 1859 dahin abgegeben hat, daß die oben gedachte preßgewerbliche 
Berechtigung der „alten Buchbinder“, d. i. jener, welche ihre Gewerbsberechtigung 
noch vor dem Inslebentreten der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 erlangt 
haben, auch unter der Geltung dieſer Gewerbeordnung zu Recht beſtehe und 
wurde in einem ſpeciellen Falle auch in dieſem Sinne entſchieden. Es wurden je⸗ 
doch, wie Lienbacher in ſeinen „Erläuterungen“ anführt, mehrere Buchbinder 
wegen Ausübung dieſes preßgewerblichen Handels ohne behördliche Licenz nach 
§ 23 P. G. beſtraft und ihre Berufung auf das ihnen nach der alten „Ordnung“ 
angeblich zuſtehende diesfällige Recht, ſomit als unwirkſam zurückgewieſen. 
(„Wiener Zeitung“ Nr. 280 vom Jahre 1863. „Aus dem Rechtsleben.“) 


8 


) Vergl. hierüber Lienbacher, Praktiſche Erläuterungen des öſter⸗ 
reichiſchen Preßgeſetzes ꝛc.: Zu 8 3, Seite 3. Die dort enthaltene, ſcharfſinnige Aus⸗ 
führung gelangt, wenn auch auf anderem Wege und mit anderer Motivirung, zu dem⸗ 
ſelben Reſultate, wie der Verfaſſer dieſer Zeilen, daß nämlich dieſes Recht der 
„alten Buchbinder“ gegenwärtig nicht mehr beſtehe, und daß der diesfälligen 
Beſtimmung der „Ordnung für Buchhändler und Antiquare“ durch die neue 
Preßgeſetzgebung derogirt ſei. 
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Al. 1 P. G. behandelt werden müßte, 


beſchränkt werden könne, ohne den wahren Charakter einzubüßen und 
auch eine gewiſſe Unbilligkeit zu begründen. Eine allgemeine Fierantie⸗ 
berechtigung kann für derlei Preßerzeugniſſe aber nicht ertheilt werden, 
weil die Conceſſion zum Handel mit denſelben eben nur für einen 
einzelnen Bezirk gelten kann und man ſomit Geſahr läuft, einen Gewerbs⸗ 
ſchein auszuſolgen, deſſen Ausnützung von Bedingungen abhängt, deren 
immerhin ſehr leicht mögliche Nichterſüllung, die wieder von der Behörde 
ausgeht, dieſe Berechtigung ganz illuſoriſch machen kann. 

Es bleibt noch in der Richtung die Frage zu erörtern, ob das 
Beziehen von Märkten ſeitens der Conceſſionäre nach § 3, Al. 5 P. G. 
von der politiſchen Behörde ) (beziehungsweiſe Sicherheitsbehörde) auf 
Grund dieſer Geſetzesbeſtimmung für den Conceſſionsbezirk bewilligt werden 
könne. Die geltende Beſtimmung unſeres Preßgeſetzes enthält darüber keine 
ausdrückliche Angabe. Die Praxis bejaht die Frage. Sie ſcheint ſich diesfalls 
weniger an den Wortlaut des § 3, Al. 5 des Preßgeſſ Bes vom 17. De⸗ 
cember 1862 als an die correſpondirende Beſtimmung des § 8, Al. 3 
der Preßordnung vom 27. Mai 1852 zu halten, welche der competen⸗ 
ten Behörde dieſes Bewilligungsrecht ausdrücklich zugeſteht. 


Will man an dem Wortlaute der bezüglichen geltenden Geſetzes⸗ 
ftelle jtrenge feſthalten, jo wird man dieſe Praxis vielleicht nicht ganz 
unbeſtritten laſſen. Man fühlt ſich in der That verſucht, aus dem 
Umſtande, daß in $ 3, Al. 5 P. G. die bezogene ausdrückliche weitere 
Beſtimmung des $ 8, Al. 3 P O. nicht hinübergenommen wurde, den 
Schluß zu ziehen, daß der Geſetzgeber dieſes Bewilligungsrecht zum Bezie⸗ 
hen der Märkte mit Preßerzeugniſſen nach 8 3, Al. 5 P. G. ganz 
aufheben wollte. Die Praxis erſcheint da allerdings anfechtbar. Doch 
läßt ſich mit ihr Frieden ſchließen. Das iſt klar, eine eigentliche Fierantie— 
berechtigung mit Preßerzeugniſſen nach $ 63 G. O. kann von der com⸗ 
petenten Behörde für ihren Bezirk nicht ertheilt werden. Wann aber 
im Beziehen von Märkten eine Ausübung der Fierantie liegt, das iſt 
quaestio facti. Davon nun hängt es ab. Wird dieſes Beziehen von 
Märkten nicht derart gewerbsmäßig betrieben, daß es gewiſſermaßen als 
ein ſelbſtſtändiges Gewerbe erſcheint — und dies zu beuctheilen 
wird in den meiſten Fällen äußerſt ſchwierig ſein ſo wird die 


betreffende Behörde dieſe Bewilligung zum Beziehen der Märkte ihres 


Bezirkes wohl ertheilen können. Um eventuellen Mißbräuchen vorzu⸗ 
beugen, würde es ſich da empfehlen, dieſe Bewilligung zum Beziehen 
von Märkten des Bezirkes einem Conceſſions-Inhaber nach § 3, Al. 5 
P. G. nicht allgemein für die unbeſtimmte Dauer dieſer allerdings 
widerruflichen Conceſſion, ſondern von Fall zu Fall zu ertheilen. Aller⸗ 
dings iſt noch immer ein Mißbrauch dieſer Bewilligung in der Richtung 
zu beſorgen, daß der Eine oder Andere auf dieſe Weiſe unangemeldet 
und unverſteuert das Fierantiegewerbe ausüben könnte und ſo mit 
Duldung, ja Bewilligung der Behörden eigentlich die Uebertretung nach 
§ 132 a) G. O. beginge. Aus dieſem Dilemma iſt da nachgerade ſehr 
ſchwer herauszukommen, und auch der mehrbezogene Miniſterialerlaß 
vom 10. September 1874, Z. 13.310, zeigt uns keinen Ausweg hiefür. 


Um keine Irrung in dem vorberührten Punkte zu veranlaſſen, 
muß darauf aufmerkſam gemacht werden, daß ein etwaiges unbefugtes 
Beziehen von Märkten ſeitens eines Conceſſionsinhabers nach 8 3, 
Al. 5 P. G., jedoch nicht nach $ 132 G. O., ſondern nach § 23, 
wenn nicht anders eine Con— 


0) Aus Anlaß einer geſtellten Anfrage, welche Behörden zur Ertheilung 
der im $ 3, Abſ. 5 des Preßgeſetzes vom 17. December 1862 erwähnten Ver⸗ 
kaufslicenzen competent ſeien, fand das k. k. Staatsminiſterium mit dem Erlaſſe 
vom 27. Auguſt 1864, 3. 8379 St. M. I, im Einvernehmen mit den k. k. 
Miniſterien der Polizei und der Juſtiz zu eröffnen, daß nach der Beſtimmung 
des 8 3, Abſ. 5 des Preßgeſetzes für die darin bezeichneten Bewilligungen zum 
Verkaufe von Gebet⸗ und Schulbüchern, Kalender, Heiligenbildern u. ſ. w. an 
Orten, wo eine eigene landesfürſtliche Sicherheitsbehörde beſteht, 
die letztere als competent anzuſehen iſt. Der Inhalt des vorſtehenden 
Erlaſſes erſcheint durch den Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
vom 22. Auguſt 1871, 3. 8343, mit dem Beiſatze republicirt, daß unter den 
Gebetbüchern auch Bibeln mit inbegriffen find. Durch dieſe Erläſſe ift die Frage 
nach der hier eintretenden Behördencompetenz jedoch keineswegs für alle Fälle 
endgiltig beantwortet. Die Praxis in dieſer Richtung iſt die, daß überall dort, 
wo eine eigene landesfürſtliche Sicherheitsbehörde (d. i. Polizeidirection) beſteht, 
dieſe competent erſcheint, für Orte aber, wo eine ſolche nicht vorhanden iſt, 
durchaus die Competenz der politiſchen Bezirksbehörden eintritt. Die weitere Frage, 
ob in dieſem letzteren Falle die Competenz der landesfürſtlichen Bezirks⸗ 
behörden platzzugreifen hat mit Ausſchluß der Magiſtrate der Städte mit ſelbſt⸗ 
ſtändigem Statut, bildet eine intereſſante Coutroverſe, in deren Erörterung an 


dieſer Stelle jedoch nicht eingegangen werden kann. 


currenz beider Uebertretungen vorliegt, in welchem Falle ſodann geſon⸗ 
derte Competenzen und geſonderte Strafverhandlungen einzutreten haben 
werden. Das „Feilbieten von Druckſchriften außerhalb der hiezu ord⸗ 
nungsmäßig beſtimmten Localitäten“ iſt nach $ 23, Al. 1 P. G. ein 
vou den Gerichten zu judicirendes Delict, und das unbefugte Beziehen 
von Märkten ſtellt ſich als eine von der Gewerbsbehörde abzuurtheilende 
Uebertretung nach S 132 G. O. dar. Jedenfalls ein ganz intereſſanter 
— unſeres Wiſſens bisher nicht viel beachteter — Fall von Straf⸗ 
häuſung. 10) 


Wir dürfen nicht ſchließen, bevor wir nicht auch den Eingangs 
erwähnten beſonderen Fall, der uns die Veranlaſſung zu dieſer Unter- 
ſuchung bot, erledigen. Der Petent wäre unſeres Erachtens von dem 
Bezirkshauptmanne mit feinem Begehren als einem unſtatthaften abzu= 
weiſen geweſen, nachdem dieſer zur Ertheilung jener Conceſſion in der 
angeſuchten Ausdehnung nicht berechtigt iſt, eine Competenz der Landes⸗ 
ſtelle als Verleihungsbehörde erſter Inſtanz hierin aber nicht eintritt. 
Dieſer abweisliche Beſcheid wäre etwa damit zu begründen, daß die 
angeſuchte Erweiterung der Conceſſion der Beſtimmung des 8 3, Al. 5 
P. G. widerſtreite. Dem Petenten hätte allenfalls noch bemerkt werden 
können, daß eine Bewilligung zum Beziehen der Märkte im eigenen 
Bezirke über beſonderes Einſchreiten von Fall zu Fall ertheilt werden 
könne. Eine Belehrung darüber, daß es dem Petenten unbenommen 
bleibe, um die gleiche Eonceſſion nach 8 3, Al. 5 P. G. und um die 
gleiche Bewilligung zum Beziehen der Märkte bei jeder der anderen 
Bezirksbehörden beſonders einzuſchreiten, wäre mit Rückſicht auf 
den — wie vorſtehend ausgeſührt wurde — eventuell daraus zu beſor⸗ 
genden Mißſtand natürlich angemeſſener zu unterlaſſen. 


Nun ſind wir mit unſerer Arbeit am Ziele. Reſumiren wir ganz 
kurz deren poſitives Ergebniß, ſo finden wir vorerſt feſtgeſtellt, daß die 
Ertheilung einer Fierantieberechtigung im Rahmen des $ 3, Al. 5 
P. G. unzuläſſig erſcheint. Dies gründet ſich jedoch nicht auf den Man⸗ 
gel einer Conceſſion im Sinne des 8 62, Al. 2 G. O., nachdem im 
Gegentheile die Gleichwerthigkeit der Licenz nach § 3, Al. 5 P. G. mit 
jener Conceſſion nach 8 62, Al. 2 G. O. ausführlich nachgewieſen 
wurde. In dieſem Sinne wurde auch eine Erledigung des conereten 
Falles ſkizzirt. 


N Vielleicht ſind die vorſtehenden Auseinanderſetzungen geeignet, zu 
einer weiteren Erörterung dieſer Materie, die noch lange nicht erſchöpft 
iſt, anzuregen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In einem gegen die Finanzprocuratur in Vertretung des Steuer- 


arars geführten Proceſſe iſt die Auftragung des Eides an den 
Steueradminiſtrator zuläffig. 


Der Prager Magiſtrat hat Namens des Steuerärars am 18. Jänner 
1883 gegen N. N., Gatten der Klägerin, wegen ſchuldiger Steuern 
mittelſt politiſcher Execution die Pfändung und Schätzung der Fahrniffe 
vollziehen laſſen, wobei auch Effecten gepfändet und geſchätzt wurden, 
welche der Klägerin gehören Bei dem Vollzuge der Execution hat 
dieſelbe dem Vollzieher angemeldet, daß die gepfändeten Sachen Eigen- 
thum der Klägerin find, was auch in dem bezüglichen Protokolle ange- 
merkt wurde. Durch den Executionsvollzug fand ſich die Klägerin in 
ihrem Eigenthumsrechte verletzt, weshalb dieſelbe bei dem k. k. ſtädt.⸗del. 
Bezirksgerichte für die Alt⸗ und Neuſtadt Prags die Klage gegen die 
k. k. Finanzprocuratur noe. des hohen k. k. Steuerärars wegen Eigen- 
thumsanerkennung gepfändeter Effecten überreichte Nach durchgeführtem 
ſummariſchen Verſahren hat das k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgericht mit dem 
Urtheile vom 20. Juli 1883 zu Recht erkannt: 


g „Die in dem Pfändungs- und Schätzungsprotokolle vom 18. Jänner 
1883 angeführten Effecten (werden aufgezählt) ſind nur dann Eigenthum 


c) § 136 G. O. ſchließt eine Strafconcurrenz nur aus, wenn die Ueber⸗ 
tretung der Gewerbsvorſchriften zugleich einer Strafſanction im allgemeinen 
Strafgeſetze unterworfen iſt. Da in unſerem Falle derſelbe Thatbeſtand zugleich 
a Gewerbs⸗ und Preßübertretung, ein Polizei- und ein Gerichtsdelict conſtituirt, 
welches letztere jedoch nicht im allgemeinen Strafgeſetze geſchaffen ift, fo 


erſcheint eben 8 136 &. O. nicht anwendbar und die Sttafconeurrenz liegt vor. 
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der Klägerin, das geflagte Steuerärar iſt nur dann ſchuldig, dieſes Eigen: 
thumsrecht der Klägerin anzuerkennen, dem k. k. Steuerärar gebührt 
das Pfandrecht auf die gegen den Gatten der Klägerin wegen ſchuldiger 
Steuern exequirten Effecten nicht, ſondern es ſind dieſe Effecten aus 
jenem Pfändungs⸗ und Schätzungsprotokolle auszuſcheiden und zu löſchen 
und das k. k. Steuerärar iſt ſchuldig, die gemäßigten Koſten dieſes 
Rechtsſtreites per 22 fl. 94 kr. binnen 14 Tagen unter Executions⸗ 
vermeidung der Klägerin zu erſetzen, wenn die k. k. Finanzprocuratur 
noe. des geklagten Steuerärars den ihr aufgetragenen Eid entweder 
nicht antritt oder zwar rechtzeitig antritt, jedoch durch den k. k. Finanz⸗ 
rath und Steueradminiſtrator Herrn N. N. in der Richtung hin nicht 
ablegt: Es ſei feines Wiſſens und Erinnerns unwahr, daß nachſtehende, 
in dem gegen N. N. wegen ſchuldiger Steuern am 18. Jänner 1883 
aufgenommenen Pfändungs- und Schätzungsprotokolle gepfändeten und 
geſchätzten Effecten (werden aufgezählt) die Klägerin theils von ihrem 
Vater anläßlich ihrer Verehelichung als Mitgift erhalten, theils aus 
ihrem eigenen Gelde bezahlt hat. Der geklagten Finanzprocuratur liegt 
demnach ob, dieſen Haupteid Namens des k. k. Steuerärars binnen 
3 Tagen nach Rechtskraft dieſes Urtheils anzutreten. Falls die Finanz⸗ 
procuratur dieſen Eid rechtzeitig antritt und der k. k. Finanzrath und 
Steueradminiſtrator Herr N. N. dieſen Eid bei der zu dieſem Zwecke 
anzuordnenden Tagfahrt auch ablegt, ſo wird die Klägerin mit ihrer 
Klage abgewieſen und in dieſem Falle ſchuldig erkannt, dem geklagten 
Steuerärar die Gerichtskoſten per 17 fl. 25 kr. binnen 14 Tagen 
unter den Folgen der Execution zu bezahlen.“ 


Ueber Appellation der geklagten k. k. Finanzprocuratur hat das 
k. k. Oberlandesgericht in Prag das Urtheil des k. k. ſtädt.⸗del. Bezirks⸗ 
gerichtes für die Alt- und Neuſtadt Prags aus nachſtehenden Gründen 
beſtätigt: 


Die Appellation der k. k. Finanzprocuratur gegen das Urtheil, 
inſoſern in demſelben die Entſcheidung von der Ablegung des derſelben 
aufgetragenen und duch den k. k. Finanzrath und Steueradminiſtrator 
N. N. abzulegenden Haupteides abhängig gemacht wurde, ſei nicht begründet, 
weil auch der k. k. Finanzprocuratur in den ihr zur Vertretung zuge⸗ 
wieſenen Angelegenheiten überhaupt der Haupteid aufgetragen werden 
kann, wenn der Deferent im Laufe des Proceſſes jene Perſon namhaft 
gemacht, welche den Eid im Namen des Fiscus ablegen ſoll. Dies ſei 
auch in dem vorliegenden Proceſſe geſchehen, indem die Klägerin bei 
der Ergänzungsverhandlung am 16. Juli 1883 den k. k. Steuer⸗ 
adminiſtrator und Finanzrath N. N., welcher den Zahlun Bauftrag an 
den Gatten der Klägerin wegen Zahlung der Steuern unterfertigt hat 
und die Finanzverwaltung noe. des Steuerärars in Prag führt, als 
jene Perſon bezeichnet hat, welche nos. des Steuerärars den der Finanz- 
procuratur von der Klägerin aufgetragenen Haupteid ſchwören ſoll und 
dieſe beſtimmte Bezeichnung des Eidesdelaten der Vorſchrift des § 32 
des Juſtiz⸗Hfd. vom 24. October 1845, J. G. S. Nr. 906, entſpricht 
und überdies mit Rückſicht darauf, als die k. k. Finanzprocuratur es 
unterlaſſen hat, über die Annahme oder Zurückſchiebung des Eides eine 
rechtsgiltige Erklärung abzugeben, die ausgeſprochene Auftragung des 
Eides an die k. k. Finanzprocuratur durch die geſetzliche Beftimmung 
des § 36 des bezogenen Juſtiz-Hofdecretes begründet iſt. Die Appellation 
der k. k. Finanzprocuratur ſei demnach erfolglos und habe dieſelbe ſomit 
auch nach 88 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69, 


keinen Anſpruch auf den Erſatz der Appellationskoſten. 


Ueber die dagegen von der k. k. Finanzprocuratur ergriffene 
Nullitätsanmeldung und Beſchwerde hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 28. März 1884, 3. 1552, die Nullitäts⸗ 
beſchwerde der k. k. Finanzprocuratur, welche ſich nur als eine außer⸗ 
ordentliche Reviſionsbeſchwerde gegen zwei gleichſörmige Urtheile darſtellt, 
nach $ 51 des Summarpatentes als unzuläſſig zurückzuweiſen befunden. 

Ger.⸗H. 


Geſetze und Berardnungen. 


1884. I. Semeſter. 


Eentralblatt für Eifenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. 


Nr. 33. Ausgeg. am 15. März. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 6. März 1884, Z. 7859, an die Verwaltungen der in Wien einmündenden 
Bahnen, betreffend Erleichterungen int Viehverkehre in Niederöſterreich. — Kund⸗ 
machung des k. k. Handelsminiſteriums vom 3. März 1884, betreffend die 
Aufhebung der IV. Wagenclaſſe auf der k. k. priv. Oeſterr. Nordweſtbahn und 
Südnorddeutſchen Verbindungsbahn. Z. 4542. — Erlaß des k. k. Handels⸗ 
miniſters vom 7. März 1884, Z. 7406, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Ausfertigung der Geleitſcheine für die 
in der Dynamitfabrik zu Preßburg erzeugten, nach Oeſterreich beſtimmten Spreng⸗ 
mitteltransporte. — Verordnung des königl. ungariſchen Miniſters des Innern 
vom 8. Februar 1884, Z. 7111, betreffend die Beförderung von Sprengmitteln 
auf Eiſenbahnen. — Abdruck von Nr. 27 R. G. Bl. 

Nr. 34. Ausgeg. am 18. März. — 

Nr. 35. Ausgeg. am 20. März. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 22. Februar 1884, Z. 6077, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes des Spreng⸗ 
mittels „St. Lambrechter Dynamit J“. 


Nr. 36. Ausgeg. am 22. März. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 13. März 1884, Z. 6671, an die Verwaltungen ſämmtlicher öfterreichticher 
Eiſenbahnen, betreffend die eingehende Controle über die Verwendung des an 
Arbeiter hinausgegebenen Dynamites. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
14. März 1884, Z. 1858, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſen⸗ 
bahnen, betreffend die Anwendung der Prager Zeit auf der Strecke Landeck⸗ 
Bludenz und auf der Vorarlberger Bahn. — Verordnung des k. k. Finanz⸗ 


miniſteriums vom 18. März 1884, womit für April 1884 das Aufgeld bejtimmt | 


wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu 
entrichten iſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
normalſpurige Localbahn von Raspenau nach Neuſtadtl und Heinersdorf bis zur 
Reichsgrenze, andererſeits von Raspenau nach Dittersbach. Z. 4754. 23. Februar. 
— Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Trambahn von 
der Ringſtraße, bezw. vom Anfangspunkte der Liechtenſteinſtraße in Wien bis 
zum Stationsgebäude der Kahlenberg⸗Bahn in Nußdorf. Z. 4205. 3. März. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Kolleſchowitz nach Jechnitz mit eventuellem Anſchluſſe an die k. k. priv. Eiſenbahn 
Pilſen⸗Prieſen (Komotau). Z. 44.320 ex 1883. 5. März. — Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Feldbach über Gleichen⸗ 
berg nach Radkersburg. Z. 4545. 8. März. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für Abzweigungen der projectirten Localbahn Hannsdorf⸗ 
Reichsgrenze von Lindewieſe nach Friedeberg und von Sandhübel nach Groß⸗ 
Kunzendorf. Z. 5021. 8. März. 

Nr. 37. Ausgeg. am 25. März. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
14. März 1884, Z. 46.342 ex 1883, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterr. 
Eiſenbahnen, betreffend die Einführung der elektriſchen Locomotiv-Lampe, Syſtem 
Sedlaczek und Wikulill. 

Nr. 38. Ausgeg. am 27. März. 

Nr. 39. Ausgeg. am 29. März. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Sadova-Dohalie nach Nechanitz. Z. 5781. 
28. Februar. Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. März. 


Nr. 40. Ausgeg. am 1. April. — Verordnung des Miniſters des Innern, 


des Handels und des Ackerbaues vom 22. März 1884, womit der Zeitpunkt der 
Wirkſamkeit der mit der Miniſterialverordnung vom 3. September 1883, R. G. Bl. 
Nr. 145, erlaſſenen Marktordnung für den Wiener Centralviehmarkt in St. Marx 
feſtgeſetzt wird. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Laun nach Bauſchowitz zum Anſchluſſe an die priv. Oeſterr.⸗ungar. 
Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, 
Libochowitz. Z. 2341. 6. März. 

Nr. 41. Ausgeg. am 3. April. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn, eventuell Straßenbahn (Dampftramway) von 
St. Johann in Tirol nach Lofer, eventuell nach Unken. Z. 1081 und 3645. 
26. März. — Erhöhung der Maximalgeſchwindigkeit auf der Dampftramway 
von Hietzing nach Perchtoldsdorf. Z. 10.197. 27. März. 

Nr. 42. Ausgeg. am 5. April. — 


ſowie für eine eventuelle Verbindungslinie nach 


Abdruck von Nr. 60 des Landes⸗ 
geſetzblattes für Böhmen ex 1883. — Abdruck von Nr. 41 R. G. Bl. — Erlaß des 
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k. k. Finanzminiſters vom 30. März 1884, 3. 8559, an ſämmtliche Finanz⸗ 
Landesbehörden, betreffend die obligatoriſche Einführung von Eiſenbahn⸗Frachtbriefen 
mit eingedrucktem Stempelzeichen. — Bewilligung zum Baue und Betriebe eines 
Induſtriegeleiſes der Firma Schramm und Hörner in Offenbach a. M. bei km. 
71:7 8 der Linie Wels⸗Paſſau der Kaiſerin⸗Eliſabeth⸗Bahn im Staatsbetriebe in 
der Station Wernſtein zu der dort befindlichen Lackfirnißfabrik der genannten 
Firma. Z. 45.063 ex 1883. 5. Jänner. 


Nr. 43. Ausgeg. am 8. April. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Bielitz nach Kalwarya. Z. 9506. 31. März. 
— Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 1. April 1884, 3. 619 H. M., an 
die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Hinaus⸗ 
gabe einer Verordnung über die Vorlage, die amtliche Behandlung und die 
Kundmachung der Fahrordnungen. 

Nr. 44. Ausgeg. am 10. April. 

Nr. 45. Ausgeg. am 12. April. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für die Localbahnlinien: a) von Czortkow nach Uscie-Biskupie am 
Dnieſterfluſſe, b) von Czortkow nach Tarnopol. Z. 7415. 25. März. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Straßendampftramway von Gau⸗ 
denzdorf nach Neudorf und von Lieſing nach Inzersdorf. Z. 6487. 31. März 

Nr. 46. Ausgeg. am 17. April. 

Nr. 47. Ausgeg. am 19. April. — Abdruck von Nr. 45 R. G. Bl. 

Nr. 48. Ausgeg. am 22. April. — Abdruck von Nr. 31 R. G. Bl. — 
Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 27. März 1884, Z. 3124, an 
ſämmtliche Länderſtellen, betreffend die Hinausgabe eines einheitlichen Formulare 
der Geleitſcheine für Sprengmittelſendungen. — Erlaß der k. k. General-Inſpec⸗ 
tion der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 27. März 1884, Z. 25131, an 
ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Frage der Er 
neuerung, reſp. Ergänzung von Einfriedungen bei Schleppbahnen. — Bewilligung 
zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Zuckerfabrik Ovͤar in Neu- 
hof zur Oeſterr. Nordweſtbahn. Z. 8089. 26. März. 

Nr. 49. Ausgeg, am 24. April. — Abdruck von Nr. 33 R. G. Bl. 

Nr. 50. Ausgeg. am 26. April. — Verordnung des k. k. Finanzmini⸗ 


ſteriums vom 19. April 1884, womit für Mai 1884 das Aufgeld beſtimmt 


wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu 
entrichten iſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Liebſtadtl nach Starkenbach. Z. 6785. 24. März. 

Nr. 51. Ausgeg. am 29. April. — Friſterſtreckung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für mehrere ſchmalſpurige Localbahnlinien mit elektriſchem 
Betriebe in Wien. Z. 6519. 24. März. Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Fortſetzung der Localbahn Brünn-⸗Tiſchnowitz (Vorkloſter) 
bis zur mähriſch⸗böhmiſchen Grenze und von da zum eventuellen Anſchluſſe an 
einen Punkt der Oeſterr. Nordweſtbahn zwiſchen Deutſch⸗Brod und Hlinsko. 
3. 8325. 10. April. — Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf 
den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. April. 

Nr. 52. Ausgeg. am 1. Mai. — Kundmachung des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 29. April 1884, 3. 12.876, betreffend die Uebernahme der 
Kaiſer⸗Franz⸗Joſeph⸗Bahn durch den Staat. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 7. April 1884, Z. 12.158, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die obligatoriſche Einführung von Frachtbriefen mit 
eingedrucktem Stempelzeichen. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 
31. März 1884, 3. 11.144, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes der Spreng- 
mittel: „Neue Arlberger Exploſiv⸗Gelatine“, „Neues Arlberger Gelatine-Dynamit 
Nr. I’ und „Neues Arlberger Gelatine-Dynamit Nr. II“. 

Nr. 53. Ausgeg. am 3. Mai. — Abdruck von Nr. 50 und 52 R. G. Bl. 

Nr. 54. Ausgeg. am 6. Mai. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Wiener Neuſtadt nach Wöllers⸗ 
dorf. Z. 9781. 22. März. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Localbahn von der Station Königgrätz in die Stadt Königgrätz. 
8. 11.665. 3. April. — Bewilligung zur Vornahme technischer Vorarbeiten für 
eine normalſpurige Flügelbahn von Görz nach Strafic. Z. 10.188. 18. April. 

Nr. 55. Ausgeg. am 8. Mai. — Abdruck von Nr. 51 R. G. Bl. 

Nr. 56. Ausgeg. am 10. Mai. — Abdruck von Nr. 53 und 54 R. G. Bl. 
— Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 1. Mai 
1884, 3. 4382, II, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahn⸗Verwaltungen, betreffend die 
Einſendung der Achsbruchtabellen bei ſtattgefundenen Achsbrüchen. — Beſchluß des 
mähriſchen Landtages vom 18. October 1883, betreffend die Beitragsleiſtung zum 
Baue der Eiſenbahnſtrecke Iglau⸗Obercerekwe⸗Neuhaus⸗Weſſely. 

Nr. 57. Ausgeg. am 13. Mai. — Abdruck von Nr. 55 R. G. Bl. 

Nr. 58. Ausgeg. am 15. Mai. — Abdruck von Nr. 59 R. G. Bl. 
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Nr. 59. Ausgeg. am 17. Mai. Abdruck von Nr. 42 und 61 R. G. Bl. 
— Bewilligung zur Vornahme techuiſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Starkenbach⸗Martinie bis zur Reichsgrenze in der Richtung gegen Petersdorf. 3.3415. 
9. April. Aenderung der Statuten der k. k. priv. Prag-Duxer Eiſenbahn. 
H. M. Z. 16.2 7. 

Nr. 60. Ausgeg. am 20. Mai. — Bewikligung zum Baue und Betriebe 
einer Schleppbahn von der Station Pardubitz der priv. Oeſterr.⸗ungar. Staats⸗ 
eiſeubahn-Geſellſchaft zu den Podoler Kalköfen des Johaun Tobias. 3 9513. 


8. April. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal 
ſpurige Localbahn von Luzan nach Lufa. Z. 7476. 18. April. — Bewilligung 


zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Dampftramway von Iſchl nach 
Strobl und für eine Zahnradbahn von St Wolfgang auf den Schafberg. 
3. 14.425. 26. April. Bewilligung zur Vornahme techuiſcher Vorarbeiten 
für eine normalſpurige Eiſenbahn von Monfalcone an die italieniſche Reichs— 
10. Mai. 

Ausgeg. am 

Nr. 62. Ausgeg. am 24. Mai. — 

Nr. 63. Ausgeg. am 27. Mai. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 13. Mai 1884, 3. 16.965, an die Verwaltungen der in Wien einmündenden 
Eiſenbahnen, betreffend Erleichternugen für den Viehtrausport in Niederöſterreich. 
— Verordnung des Finanzminiſteriums vom 18. Mai 1884, womit für Juni 
1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur 
Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Agiozuſchlag zu den Fahr- 
und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Mai. 

Nr. 64. Ausgeg, am 29. Mai. Erlaß des k. k. Handels miuiſteriums 
vom 14. Mai 1584, 3. 16.712, au die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Ermittlung des zollpflichtigen Gewichtes von in 
Wagenladungen nach Deutſchland eingehenden Maſſengütern. 

Nr. 65. Ausgeg. am 31. Mai. 

Nr. 66. Ausgeg. am 5. Juni. Abdruck von Nr. 74 R. G. Bl. 

Nr. 67. Ausgeg. am 7. Juni. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 27. Mai 1884, 3. 17.877, an die k. k. Direction für Staatseiſenbahn⸗ 
betrieb in Wien, ferner an die Verwaltungen der Südbahn-Geſellſchaft, der 
Oeſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft und der Ungariſchen Weſtbahn, be 
treffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes des Sprengmitteld „St Lam— 
brechter Dynamit Nr. J“ in Ungarn. 


grenze. Z. 47. 
Nr. 61. 22. Mai. 


Kundmachung des k. k. Handelsmini— 
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17. April. 
3. 12.505. 


— Conceſſion für eine Pferdebahnlinie in Baumgarten nächſt Prag. 
31. Mai. 

Nr. 73. Ausgeg. am 21. Juni. — Abdruck von Nr. 92 R. G. Bl. 

Nr. 74. Ausgeg. am 24. Juni. — Abdruck von Nr. 91 R. G. Bl. 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. Juni 1884, womit für Juli 1884 
das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung 
der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr 75. Ausgeg. am 26. Juni. — Abdruck von Nr. 89 und 90 R. G. Bl. 
Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 15. Juni 1884, 
betreffend die Uebernahme der Eiſenbahn Pilſen-Prieſen (Komotau) durch 
den Staat. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 16. Juni 1884, 3. 917 
H. M., an den Verwaltungsrath der k. k. priv. Kaiſerin-Eliſabeth⸗Bahn, womit 
die Kaiſerin-Eliſabeth-Bahn als vom Staate eingelöſt erklärt wird und Beſtim— 
mungen für die Liquidation der Geſellſchaft erlaſſen werden. — Zurückziehung 
der Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahnverbindung zwiſchen 
der Czaslau-Mocovicer Localbahn und der Meisl'ſchen Spiritus- und Preßhefe⸗ 
fabrik in Czaslau. Z. 9082. 1. April. 

Nr. 76. Ausgeg. am 28. Juni. — Verordnung des k k. Handelsminiſters 
vom 23. Juni 1884, 3. 1136 H. M., betreffend die Organiſation der Staats⸗ 
eiſenbahn-Verwaltung in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern, 
ſowie die Standorte der in Gemäßheit dieſer Organifation zu errichtenden 
Eiſenbahn-Betriebsdirecetionen. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an Herrn 
M. Köppl in Jiein vom 4. Juni 1884, 3. 19.144, betreffend die an den 
Sendungen des Sprengmittels „Vulkanit“ anzubringenden Plakate. — Be— 
willigung zum Baue und Betriebe einer Schlepphahnverbindung zwiſchen der im 
Bau begriffenen Fiſcher' ſchen Oel- und Fettwaarenfabrik in Kolin und der 
Oeſterr. Nordweſtbahn. Z. 17.790. 5. Juni. — Conceſſion für eine Pferdebahn 
linie von Breitenſee nach Baumgarten bei Wien. 3. 11.971. 27. Mai — Con- 
ceſſion für eine Pferdebahnlinie von der Riugſtraße durch die Babenbergerſtraße in 
die Mariahilferſtraße in Wien. 3. 18.784. 7. Juni. — Agiozuſchlag zu den 
Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterr -ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Juni. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 1. Ausgeg. am 24. Jänner. — Circularverorduung vom 13. De⸗ 
cember 1883, Nr. 18.591 1077 VI. Verlautbarung der Verordnung über die 


ſteriums vom 17. Mai 1884, betreffend die Erhöhung der Fahrgeſchwindigkeit | Aufhebung der für die Gebiete der Bezirkshauptmannſchaften Metkovic und Ragufa 


auf der Localbahn Czaslau-Zawratetz 3. 16.978. 

Nr. 68. Ausgeg. am 10. Inni. Erlaß der k. k. General-Juſpection 
der öſterr. Eiſenbahnen vom 3. Juni 1884, Z. 5734 II, au ſämmtliche öſterr. 
Eiſenbahn-Verwaltungen, betreffend die Anwendung der Wottitz'ſchen Conſtruction 
einer Feuerbüchſe. 

Nr. 69. Ausgeg. am 12. Juni. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 15. April 1884, 3. 12.925, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate auſpruchsberechtigter Militär-Aſpiranten. Kundmachung des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 21. April 1884, betreffend die Ausfertigung eines 
nenen Certificates für den penſionirten Gendarmen, Titular-Poſtenführer Anton 
Celeſtin. Z. 12.926. — Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 16. April 
1884, 3. 13.274, betreffend ungiltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter 
Militär⸗Aſpirauten. 

Nr. 70. Ausgeg. am 14. Juni. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer von der Station Prachovitz der Localbahn Prelouc-Kalkpodol abzweigenden 
Schlepp¾hahn zu den Steinbrüchen in Prachovitz. Z. 42.556. 1. December. 
Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schleppbahnverbindung zwiſchen der 
Petroleum⸗Raffinerie der Firma Kühnel, Gar enberg, Schreier & Comp., dann 
der Kerzenfabrik von J. S. Friedmann und der Station Kolomea der k. k. 
priv. Lemberg⸗Czernowitz⸗Jaſſy Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. Z. 9921. 3. April. 
Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Geleiſeverbindung zwiſchen dem 
Matzleinsdorfer Güterbahnhofe der Südbahn-Geſellſchaft und der von der Buda⸗ 
peſter Mineralöl-Raffinerie⸗Actiengeſellſchaft in der Nähe zu errichtenden Mineralöl⸗ 
Niederlage. Z. 15.601. 20. Mai. 

Nr. 71. Ausgeg., am 17. Juni. — 

Nr. 72. Ausgeg. am 19. Juni. Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 9. Mai 1884, betreffend die Ermächtigung der nichtärariſchen 
Poſtämter zum Vertriebe von Eiſenbahn-Frachtbriefen mit eingedrucktem Finanz⸗ 
Stempelzeichen und zur Annahme von Beſtellungen auf dergleichen Frachtbriefe. 
H. M. 8. 15.478. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn (Dampftramway) von der Station Kolomea nach Peczenizyn mit 
Abzweigungen. Z. 47.360 ex 1883. 27. Februar. — Bewilligung zum Baue 
und Betriebe eines Induſtriegeleiſes vom Bahnhofe Gaya der Localbahn Biſenz⸗ 
Gaya zur Glasfabrik in Gaya der Firma S. Reich & Comp. Z. 11.472. 


im Jahre 1882 getroffenen Ausnahmsverfügungen. — Cirenlarverordnung vom 
26. December 1883, Nr. 19.314 1115 VI. Verlautbarung der geſetzlichen Be- 
ſtimmungen über die Verlängerung der Geltung des Geſetzes, betreffend die 
Einführung von Ausnahmsgerichten in Dalmatien. 

Nr. 2. Ausgeg. am 17. Februar. Circularverordnung vom 5. Februar 
184, Nr. 2113 137 VI. Verlautbarung der Anordnung von Ausnahmsver 
fügungen für die Gerichtshofſprengel Wien, Korneuburg und Wiener-Neuftadt, 
und der Einſtellung der Wirkſamkeit der Geſchwornengerichte für die Gerichtshof⸗ 
ſprengel Wien und Korneuburg. 

Nr. 3. Ausgeg. am 11. März Circularverorduung vom 27. Februar 
1884, Nr. 3378 789 III. Berichtigung der Militär-Marſchroutenkarte. — Circular⸗ 
verordnung vom 2. März 1884, Nr. 3608 838 III. Berichtigung der Militär- 
Marſchroutenkarte — Cireularverordnung vom 5. März 1884, Nr. 284 Präſ. 
Anwendung der neuen Vorſchrift zur Verfaſſung der Qualificationsliſten über 
Stabs⸗ und Oberofficiere des Soldatenſtandes, dann Cadeten im k. k. Heere, 
auch auf die k. k. Gendarmerie. 

Nr. 4. Ausgeg. am 16. März. 


Nr. 5. Ausgeg. am 22. April. — Cirenlarverordnung vom 30. März 
1884, Nr. 5275 1199 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
Nr. 6. Ausgeg. am 29. April. — Circularverorduung vom 17 April 


1884, Nr. 6351 1478 III. Erhöhung des Standes der Officiere der Gendarmerie 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder um Einen Oberlieutenant. 

Nr. 7. Ausgeg. am 6. Juni — Circularverordnung vom 30. Mai 1884, 
Nr. 8798 1994 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchrontenkarte. — CEircular⸗ 
verordnung vom 30. Mai 1884, Nr. 87991995 III, betreffend die Betheilung 
der Gendarmerie mit der Neuauflage des Kilometerzeigers und mit dem Suppfe- 
mentsbande hiezu. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 


Nr. 1. Ausgeg. am 10. Jänner. — Circularverordnung vom 26. December 
1883, Nr. 19.236/4796 II.. Recruten⸗Contingents⸗Geſetz pro 1884. 

Nr. 2. Ausgeg. am 28. Jänner. — Circularverordnung vom 26. December 
1883, Nr. 19.314 1115 VI. Verlautbarung der geſetzlichen Beſtimmungen über 
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die Verlängerung der Geltung des Gefetzes, betreffend die Einführung von Aus⸗ 
nahmsgerichten in Dalmatien. 

Nr. 3. Ausgeg. am 13. Februar. — Circularverordnung vom 1. Februar 
1884, Nr. 1600 318 V. Ausgabe des Heeres⸗Dieuſtbuches M. 4, Portionen⸗, 
Beköſtigungs⸗ und Gebühren-Tarif über Montur, Rüſtung, Feldgeräthe und Reit⸗ 
zeug. — Circularverordnung vom 5. Februar 1884, Nr. 2113 137 VI. Ver⸗ 
lautbarung der Anordnung von Ausnahmsverfügungen für die Gerichtshofſprengel 
Wien, Korneuburg und Wieuer⸗Neuſtadt und Einſtellung der Wirkſamkeit der 
Seichwornengerichte für die Gerichtshofſprengel Wien und Korneuburg. 

Nr. 4. Ausgeg. am 26. Februar. — Circularverordnung vom 17. Jänner 
1884, Nr. 19.448 3136 IV. Behaudlung der Aufnahmsgeſuche von Aſpiranten 
zum Einjährig-Freiwilligendienſte und Einſendung von Eingaben über Einjährig— 
Freiwillige. 

Nr. 5. Ausgeg. am 26. Februar. — Circularverordnung vom 3. Februar 
1884, Nr. 1496 301 . Creditirung der Eiſenbahn- und Dampfſchifffahrts-Aus⸗ 
lagen für die bei einer allgemeinen oder theilweiſen Mobiliſirung einrückenden 
Gagiſten und Manuſchaften, dann für Transporte während der Mobilität. — 
Cireularverordunng vom 5. Februar 1884, Nr. 1741 383 v. Neuauflage der 
Gebührentarife für Militär-Transporte auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſen— 
bahnen. Giltigkeit derſelben für die k. k. Landwehr. 

Nr. 6. Ausgeg. am 29. Februar. — Cirecularverordnung vom 15. Februar 
1884, Nr. 2562 396 IV. Ausgabe der Juſtruetionen: a) für das Schießen mit 
dem Extra⸗Corps⸗Gewehre bei der Feſtungs-Artillerie des k. k. Heeres: b) über 
die Einrichtung und Behandlung der nach dem Suſtem Wänzl ungeſtalteten, 
Gewehre und der dazu gehörenden Munition. 

Nr. 7. Ausgeg. am 13. März. Cireularverorduung vom 18. Februar 
1884, Nr. 314 Präſ. Einführung eines neuen Verfahrens bei Widmung von 
Heiratscautionen in der k. k. Landwehr. 

Nr. 8. Ausgeg. am 14. März. Circularverorduung vom 22. Februar 
1884, Nr. 14437 V. Beſtimmungen über den Bezug von Kartenwerken aus 
dem militar-geographiſchen Juſtitute gegen Baarzahlung durch Perſonen der 
k. k. Landwehr. — Cireularverordnung vom 5. März 1884, Nr. 3600 639 y. 
Emführung von Zugslaternen bei den k. k. berittenen Landwehrtruppen. — 
Crreularverordnung vom 6. März 1884, Nr. 3641 640 v. Richtigſtellung 
um 6 des mähriſchen Landesgeſetzes vom 29. November 1882, betreffend 
die Erleichterung der Einquartieruugslaſt in Mähren. Circularverorduung 
vom 7. März 184, Nr. 364 Präſ. Ausgabe der neuen organiſchen 
Beſtimmungen für die Armee im Felde, die Feld-Gendarmerie der k. k. Armee, 
die Feld⸗Signal-Abtheilungen, dann der neuen Geſchäftsorduung für die höheren 
Commanden der Armee im Felde, der Dienſtvorſehrift fr die Feld⸗ Gendarmerie 
der k. k. Armee und der Trainvorſchrift für die Armee im Felde. 

Nr. 9. Ausgeg. am 29. März. — Circularverorduung vom 8. März 184, 
Nr. 2944 771 JI b. Errichtung des Bezirksgerichtes in Bieez und Aenderung 
des Gebietsumfanges der k. k. Bezirksgerichte, bezw. der t. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften Gorlice und Jaslo. 

Nr. 10. Ausgeg. am 22. April. — Eircularverordnung vom 4. Aprit 1884, 
Nr. 47/4 ad Präſ. Ausgabe der neuen organ ſchen Boſtimmungen und der Dieuſt— 
vorſchrift für die Feldpoſt der k. k. Armee. 

Nr. 11. Ausgeg. am 30. April. — - 

Nr. 12. Ausgeg. am 30. April. 

Nr. 13. Ausgeg. am 24. Mai. Cirenlarverorduung vom 12. Mai 1884, 
Nr. 5243 1441 JI p. Theilweiſe Aenderung der gerichtlichen und politiſchen 
Bezirksgrenzen in Galizien. 


(Fortſetzung folgt.) 


a‘ Perſonalien. 
Wi Seine Majeſtät haben dem Titular⸗Sectionschef im Miniſterium für 
Jalldesvertheidigung Generalmajor Joſeph Statz das Ritterkreuz des öſterreichi⸗ 


ſchen Leopold-Ort n 2 . 0 . 3 125 7 
nen Leopold Ordens und den Charakter eines Seetionschefs in dieſem Miniſte⸗ 
eines Sectionschefs im Miniſterium 


Su ferner dem mit Titel und Charakter 
ur Landesverkheidigung bekleideten Miniſterialrathe Kranz Wei eifter rei 
1 8 gung ) the Franz Weinmeiſter taxfrei 
den Ritterſtand verliehen. i N a N u 
Ritter Seine Majeſtat haben dem Hofrathe und Polizeidirector in Prag Franz 
Ritter von Ste Ika das Ritterkreuz des öſterreichiſchen Leopold-Ordens verliehen. 
CN Majeftät haben den mit Titel und Charakter eines Hoſ- und Mini⸗ 
5 betleideten Sectionsrath Dr. Franz Ritter Riedl von Riedenau 
i und Miniſterialrathe und den mit Titel und Charakter eines Sections⸗ 
298% bekleideten Hof. und Miniſterialſeeretär Dr. Adolph von Plaſon zum 
Sectionsrathe im Miniſteri 3 9 2 
dusrathe im Miniſterium des Aeußern ernaunt. 
a Seine Majeſtät haben die Verſetzung des 
Nen d e Tranger in den bleibenden Ruheſtand genehmigt und 
elben aus dieſem Aulaſſe den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
tagfvei verliehen. a ) i 


Sectiousrathes im Reichs- 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Seine Majeſtät haben die im Reichs⸗Finanzminiſterium erledigte Eec- 
liousrathsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten 
Miniſterialſccretär im k. k. Miniſterium des Innern und proviſoriſchen Regie- 
rungsrathe der Landesregierung für Bosnien und die Herzegovina Maximiliau 
Janſekowitſch verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Fiuau;-Landesdirection 
in Prag Eduard Goltz anläßlich deſſen Penſionirung deu Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe der Trieſter Statthaltere i 
Alexander Ritter von Luſchin den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tax— 
frei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Geſandtſchafts-Attache Dr. Couſtantin Theodor 
Dumba zum Honorar-Legationsſecretär ernaunt und dem Vieeconſul Wilhelm 
von Toth den Titel eines Honorar-Legationsſeeretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Franz Vyhnal in Brünn 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Banrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter-Direetionsadjnucten der Seebehörde 
in Trieft Franz kav. Fayeuz anläßlich deſſen Peuſionirung das goldene Ver— 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechuungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Leopold Gall das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiofficial Joſeph Kulaczkows ki 
in Lemberg das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Buͤrgermeiſter zu Unter-Meidling in Nieder— 
öſterreich Iguaz Zelebor das Ritterkreuz des Franz-Joſeph-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Stationsvorftänden der öſterreichiſchen Staats- 
bahnen Johann Bergauer und Proſper Freiherru von Docteur das goldene 
Verdienſtkrenz verliehen. 

Der Minifterprafident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiofficial Frauz Wagner zum Hilfsämterdirector der Statthalterei in 
Lemberg ernannt. 

Der Fiuanzminiſter hat die Steuerinfpeetoren Friedrich Syka, Franz 
Weiß und den mit Titel und Charakter eines Steuer-Oberinſpectors ausgezeich— 
neten Steueriuſpeetor Peter Krejei zu Stener-Oberiuſpeetoren der böhmiſchen 
Finanz-Landesdirection ernannt, 

Der Ackerbauminiſter Hat den Nikolaus Freiherrn von Muſtatza zum 
Domänenrathe der k k. Direetion der Güter des Bukowinger griechiſch-orientali— 
ſchen Religionsfondes in Czernowitz ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirks⸗Thierarztesſtelle in Dalmatien in der eilften Rangsclaſſe, bis 
Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 92.) 

Drei Förſtersſtellen im Bereiche der k. k. Forſt- und Domänendirect ion 
in Innsbruck in der zehnten Raugsclaſſe, eventuell drei Aſſiſtentenſtellen in der 
eilften Rangsclaſſe, eventuell drei Elevenſtelleu mit je 500 fl. jährlichem Adiutum, 
bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 95.) 
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Prünumerations- Einladung 
auf den Jahrgang 1885 
der 


Erkenntnisse 


K. K. Verwaltungsgerichtshofes. 


Zusammengestellt auf dessen Veranlassung von 


Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Wir erlauben uns auf die Pränumeration des eben beginnenden 
Jahrganges 1885 zum bogenweisen Bezuge ergebenst einzuladen. 
Pränumerationspreise wie bisher 


für Bogen 1 bis 10 1 fl. 
für Bogen 1 bis 20 2 fl. 
für Bogen 1 bis 30 ae 
für Bogen 1 bis 40 4 fl. 


inclusive Franko-Postversendung. 
Achtungsvoll 


Manz’sche k. k. Hol-Verlags- und Iniversitäts-Bachhandlung 
in Wien, L, Kohlmarkt 7. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen I der Erkeuntniſſe 1885. 


Mit einer Beilage der Manz ſchen k. k. Hof⸗Verlags⸗ 
und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


